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I.    Einleitung
Im Zentrum dieses Aufsatzes soll zwar das politische Bürgerengagement in Deutschland stehen, viel mehr  noch  sollen aber die Gründe für politische Aktivität beziehungsweise Passivität in den Vordergrund gerückt werden. 

Um die politische Aktivität des Bürgers heutzutage zu verstehen, sein Verhältnis beziehungsweise Missverhältnis zum Staat, sein Vertrauen beziehungsweise sein Misstrauen staatlichen Institutionen gegenüber, so muss man gleichzeitig auf gewisse Veränderungen seines „Umfeldes“, seiner Lebensbedingungen und seiner Lebensart hinweisen. 

Zäsuren in der Geschichte wie die Gründung der Bundesrepublik und die Einführung der Demokratie boten einen Rahmen zur wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Neugestaltung auf nationaler Ebene, die sich unwiderruflich auf das Bewusstsein des Bürgers auswirkte. Eine anhaltende Wohlstandsentwicklung und ein immer schneller werdender Fortschritt beeinflussten nicht nur die Gesellschaft in ihrer Erwartungshaltung der Politik gegenüber, was die Sicherung und Vermehrung dieses Wohlstands anbetrifft, sondern stellten diese ebenfalls vor vollkommen neue Herausforderungen auf individueller und gesellschaftlicher, auf wirtschaftlicher und politischer Ebene.  

Gleichzeitig kennzeichnen Schlagworte wie Globalisierung oder Internationalisierung  eine Entwicklung, die auf supranationaler Ebene  immer mehr Einfluss gewann und gewinnt. 

Mehr Mobilität, mehr Kommunikation, mehr Information und mehr zwischenstaatliche Abhängigkeit durch wirtschaftliche Verflechtung sind die Folgen, die beginnend bei den höchsten Institutionen bis hin zum Individuum durchsickern und Handlungsabläufe beeinflussen.

Mit einer Änderung der „Umwelt“ des Bürgers verändert sich ebenfalls seine Prioritätensetzung innerhalb der „Wertesphäre“. Der Bürger entwickelt differenzierte Wertverwirklichungsbedürfnisse, seinem Leben und „Überleben“ entsprechend. 

Mit diesen gewandelten Prioritäten steht er der Institutionswelt gegenüber, die hauptsächlich die Möglichkeiten zur Verwirklichung der neuentstandenen politischen Bedürfnisse bietet. Um stärker beziehungsweise schwächer werdende Tendenzen innerhalb des  politischen Bürgerengagements verstehen zu können, darf man sich also nicht nur auf den Einfluss wesentlicher Prozesse nationalen und supranationalen Charakters auf die Gesellschaft stützen, sondern muss deren Einfluss auf die Institutionswelt berücksichtigen, die sich ebenso bestimmten Herausforderungen ausgeliefert sieht und ebenfalls vor gewissen durch Entscheidungen und Verzahnung von Prozessen freigesetzten Mechanismen nicht gewahrt bleibt. 

Da es den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde das komplexe Gefüge der das Engagement der Bürger prägenden Faktoren zu durchdringen und vollständig darzulegen, bleibt lediglich der Versuch grob das Verhältnis zwischen Bürger und Staat nachzuzeichnen, wie es sich meiner Meinung nach heute darstellt, nur grob die Diskrepanz zwischen entstandenen Wertverwirklichungsbedürfnissen und bestehenden Wertverwirklichungsmöglichkeiten zu verdeutlichen.

Um diesem zu entsprechen, werde ich mich in dem vorliegenden Aufsatz zu dem Seminar 

„Was heißt es Bürger in einer individualistisch geprägten Gesellschaft zu sein“  auf die Entstehung von Wertverwirklichungsbedürfnissen beziehen, indem hierbei  einerseits Veränderungen auf nationaler Ebene wie die Wohlstandsentwicklung nach der Gründung der Bundesrepublik sowie der vierzig Jahre später folgende Einschnitt durch die Wiedervereinigung als Faktoren berücksichtigt werden. Ferner werde ich versuchen, die Ebene der Globalisierung und Internationalisierung mit dem „Wertewandel“  in Bezug zu bringen, um schließlich dessen für das Bürgerengagement wichtigsten Tendenzen mit den existierenden Wertverwirklichungsmöglichkeiten zu konfrontieren. Diese Konfrontation soll nicht nur ein Dilemma in den Reihen politischer Eliten sowie Probleme struktureller Art beleuchten, sondern eine Fehlentwicklung im Verhältnis von Bürger und Staat sowie eine mögliche Fehlmotivation auf staatlicher Seite aufzeigen.

I I .   Kurze Definitionen von Wert, Wertewandel und Institution

1. Wert und Wertewandel

Lexikalisch sind Werte zum Beispiel Richtlinien oder Zielvorstellungen in einer Gesellschaft , Verhaltensziele, von denen Verhaltensanweisungen (Normen) abgeleitet werden.

Allgemein wird der Wert auch als ein das Handeln lenkender Maßstab oder als dauerhafte Orientierung, die von spontanen Wünschen und Bedürfnissen zu unterscheiden ist, definiert, genauso wie gesellschaftliche Wertorientierungen von nur von einzelnen Personen für ihr eigenes Verhalten verwendeten evaluativen Standards zu trennen sind.
  In den Sozialwissenschaften werden unter Werten auch „Konzeptionen des Wünschenswerten“ (Kluckhohn) verstanden.

Der Wertewandel wird allgemein als Wandel grundlegender gesellschaftlicher Wertorientierungen  definiert.

2. Institutionen

Institutionen sind Manifestationsformen oder Symbolnetze von Handlungsregelmäßigkeiten oder  – gewohnheiten, die im öffentlichen Gebrauch und soziohistorisch auf „relative Dauer“ angelegt sind und durch die menschliche Bedürfnisse befriedigt und soziale Interaktionen strukturiert werden. Zugleich werden damit Machtpositionen festgelegt, Handlungsmöglichkeiten ausgegrenzt, gesellschaftliche Freiheitschancen eröffnet und individuelle Freiheitsschranken errichtet. 

Politische Institutionen dienen der autoritativen Konfliktregelung durch eigens dafür konstruierte Normen und mit Hilfe eines Apparates mit geeignetem Personal zu deren Durchsetzung. Zu solchen Einrichtungen zählen zum Beispiel politische Verfassungen, das gesamte System staatlicher verbürgter Ordnung, Gesetze und ihre Regelungsinhalte sowie der organisatorische Aufbau von Regierung und Verwaltung, wie es bei Nohlen heißt. Diese Einrichtungen bedürfen, um die Befolgung ihrer Regeln zu gewährleisten, der allgemeinen auf Kommunikation beruhenden Zustimmung, was auf die Notwendigkeit von Diskursen über politische Institutionen  und einen entsprechenden Interessen- und Ideenaustausch verweist.

III. Diskrepanz zwischen Wertverwirklichungsbedürfnissen und

       Wertverwirklichungsmöglichkeiten                                                           
A.  Wertverwirklichungsbedürfnisse
1. Entstehung von Wertverwirklichungsbedürfnissen

Die Entstehung von Wertverwirklichungsbedürfnissen ist von einer Vielzahl von Faktoren abhängig.  Für die Ausprägung bestimmter Wertmuster können zum Beispiel individuelle Lebenserfahrung, soziale Herkunft, Erziehung, Schulsozialisation und Zeitgeisteinflüsse verantwortlich sein, die in Zusammenwirkung die Einstellungen eines jeden Einzelnen formen.
 

Diese Prozesse sind sehr komplex und schwer zu verallgemeinern. Trotz dessen möchte ich in diesem Aufsatz wenigstens auf einpaar grundlegende und durchaus für die gesamte Bevölkerung geltende Veränderungen hinweisen, die gesellschaftliche Werthaltungen dauerhaft beeinflusst haben werden. Zu solchen Veränderungen zähle ich unter anderem nach der Gründung der Bundesrepublik die Wohlstandsentwicklung und die Hochindustrialisierung, den Fall der Mauer und die Angleichung Ostdeutschlands an die „alte“ Republik sowie die Globalisierung und Internationalisierung. Indem ich zumindest einige Merkmale  dieser Prozesse skizziere, hoffe ich den das Bürgerengagement betreffenden Kennzeichen des Wertewandels einwenig Hintergrund zu verleihen. 

1.1.Veränderungen auf nationaler Ebene 
a) Wohlstandsentwicklung und Hochindustrialisierung
Unbestreitbar ist die Tatsache, dass sich die Gesellschaft nach dem Zweiten Weltkrieg recht schnell in einem enormen Wirtschaftswachstum wiederfand, das schon bald eine langanhaltende Prosperität sicherte.  Ebenfalls verbesserte sich im Laufe der Jahre das Bildungsniveau. Fest steht auch, dass sich diese enorme allgemeine Verbesserung der Lebensumstände sowie das Fehlen von Kriegserfahrungen auf die Wertprioritäten der Bevölkerung ausgewirkt hat. Die Meinungen gehen lediglich auseinander, wenn es um die Charakterisierung der Prioritätensetzung geht. 

Auf der einen Seite wird von der Befriedigung der materiellen Bedürfnisse in der entstandenen Überflussgesellschaft gesprochen und einer gleichzeitigen Verschiebung der Wertprioritäten in Richtung des Postmaterialismus, nicht zuletzt auch aufgrund des höheren Bildungsniveaus, wie es zum Beispiel von Ronald Inglehart propagiert wird
. Auf der anderen Seite wird von einem „Gewöhnungseffekt“ und einer „Anspruchsnormalität“ gesprochen, sowie auf die Entstehung einer verheerenden Erwartungs- beziehungsweise Anspruchshaltung als Folge des andauernden Wohlstands hingewiesen wie beispielsweise von Helmut Klages.
 

Wo Inglehart durch die Befriedigung materieller Bedürfnisse bei der anwachsenden Zahl der Postmaterialisten „ mehr psychische Energie für die Politik “ sieht, besonders wenn es sich um unkonventionelle Formen politischer Aktivität handelt und um die „Unterstützung gesellschaftlichen Wandels“ 
, bemerkt Helmut Klages eher die Gefahr politischer Passivität aufgrund der mit einer zu hohen Erwartungshaltung der Politik gegenüber verbundenen Enttäuschungen.
  

Neben der „stillen Revolution“ Ronald Ingleharts und der „ Revolution der steigenden Erwartungen“ von Helmut Klages bleibt noch ein dritter Aspekt der Nachkriegsentwicklung zu erwähnen, der  einen zusätzlichen Ansatz liefert.  Im Zusammenhang mit dem Wiederaufbau der Wirtschaft bis hin zur  Hochindustrialisierung des Landes und einer damit verbundenen Arbeitsteilung wird von  einer zunehmenden „Ausdifferenzierung gesellschaftlicher Interessenlagen“, deren Konsequenz eine „Differenzierung individueller Wert- und Einstellungsstrukturen“ ist, gesprochen. Franz Lehner sieht an dieser Stelle eine mögliche verborgene Konkurrenz zwischen materialistischen und postmaterialistischen Werten, sowie eine Instabilität des Wertewandels als eine Folge der Ausdifferenzierung.

b) Die Wiedervereinigung

Mit der Wiedervereinigung Deutschlands folgte ein weiterer politischer und gesellschaftlicher Einschnitt auf nationaler Ebene. Das große Ziel der wirtschaftlichen und sozialen Angleichung und Eingliederung Ostdeutschlands an die „alte“ Bundesrepublik stellte und stellt immer noch eine enorme Herausforderung dar. Wirtschaftlich galt es nicht nur zu modernisieren sondern auch zu rationalisieren und zwar durch einen starken Personalabbau größtenteils im produzierenden Bereich, was durch die Schaffung von Arbeitsplätzen im Dienstleistungssektor ausgeglichen beziehungsweise aufgefangen werden sollte, dieses jedoch nicht wirklich gelang.
  

Die Erweiterung des Sozialstaates auf die neuen Bundesländer brachte zusätzlich eine in ihrem tatsächlichen Ausmaß ungeahnte finanzielle Belastung für die alten Länder mit, die eine an Engpässe nicht gewöhnte Bevölkerung des „Westens“ unvorbereitet traf, worauf ich aber  im zweiten Teil dieser Arbeit noch ausführlicher eingehen möchte.

An dieser Stelle ist es lediglich wichtig zu betonen, dass durch den Fall der Mauer sowohl die Wirtschaft in Mitleidenschaft gezogen wurde als auch die Bevölkerung durch die stets steigende Arbeitslosigkeit. Schnell stellte sich heraus, dass die Einheit mehr persönliche Freiheit für den „Osten“ brachte, die ökonomischen Erwartungen allerdings zum großen Teil enttäuscht wurden
 , was die Errungenschaft der Einheit in den Hintergrund und die Leistung der Politik ins kritische Licht rücken ließ. 

Betreffend der Wertorientierungen im Zusammenhang mit der Wende bleibt noch kurz  anzuführen, dass mit der Öffnung der Grenzen sich zwei vierzig Jahre lang entfremdete Gesellschaften gegenüber standen, mit zwei grundverschieden geprägten Einstellungen dem Staat gegenüber sowie den demokratischen Institutionen und der Marktwirtschaft, die sich nun in einem „politischen Raum“ wiederfinden und aufeinander Einfluss nehmen, von dem natürlich, wie sich später zeigen wird, auch das politische Engagement in Deutschland betroffen ist.

1.2. Veränderungen auf supranationaler Ebene : 

      Globalisierung und Internationalisierung
„Es gibt keine Gesellschaft im gewöhnlichen Sinne mehr (...)“ schreibt Warnfried Dettling
. und meint die  fortschreitende Individualisierung in der heutigen Zeit. 

Mit der technologischen Entwicklung hat die globale Verflechtung von Wirtschaft und Politik eine Beschleunigung erfahren. Die entstandene Vielfalt der Medien, der Auf- und Ausbau des Internets und allgemein die  „grenzenüberschreitende Kommunikation der Moderne", um es mit den Worten Werner Weidenfelds zu sagen, brachten neue fremde kulturelle Einflüsse, vielseitige und schnellere Informationsmöglichkeiten sowie völlig neue Wege spontaner auf seine Umwelt einzuwirken und damit erweiterte Handlungsperspektiven
.

Da nicht nur das Bild unserer Gesellschaft von Wissenschaft und Technik geprägt ist, die Anzahl international agierender Länder und Völker fortwährend steigt und den asiatischen Raum immer intensiver einbezieht, womit auch sein Einfluss stärker wird , muss man auf supranationaler Ebene einen „Werteraum“  beziehungsweise „Wertehaushalt“ durch das Zusammentreffen differenter Normen sich formen sehen. Yehezkel Dror  verwendet dabei den Begriff der „globalen Zivilisation“, für deren Entstehung in seinen Augen zum Beispiel gemeinsame Modetrends oder Sichtweisen ein Hinweis sind.
 

Mit dem „Zugriff auf Wertmuster und Verhaltensnormen aus anderen Kulturen“, der 

„längst zum Verhaltensrepertoire moderner Menschen“  gehört, wie Weidenfeld es weiter formuliert, bekommen wir es mit einer Pluralisierung innerhalb der Wertesphäre der Gesellschaft zu tun, die unser Verhältnis zum Staat, zum Regieren, zur Demokratie deutlich ändert und weiterhin ändern wird.
 .

2.  Vorhandene Wertverwirklichungsbedürfnisse und ihre Folgen für das                                                                

      Bürgerengagement 

Auf die Pluralisierungstendenz ist man auch in den aktuellen Analysen des Wertewandels in Deutschland gestoßen.
. In den Ergebnissen sind sowohl die Postmaterialismustheorie Ingleharts als auch die von Klages dargestellte „Anspruchsentwicklung“ zum gewissen Teil vertreten, jedoch sind diese Ansätze nicht ausschließlich, wie sich zeigt, was durch das Mitspielen anderer den Wertewandel beeinflussender Faktoren zu erklären ist. 

Obwohl sowohl die „negativen“ als auch die „positiven“ Werte heutzutage einer starken Differenzierung unterliegen, möchte ich einige spezifisch das Bürgerengagement betreffende Ergebnisse aufzeigen.  

Der Wertewandel sei eine „latent funktionale Anpassung der Wertesphäre an die Anforderungen moderner Gesellschaften“ schreibt Helmut Klages, die wie bereits oben angeführt neben dem hohen Lebensstandard durch neue wissenschaftliche Erkenntnisse, eine hohe Übertragungsfrequenz neuer und bereits vorhandener Informationen und ein hohes Maß an Kommunikation gekennzeichnet sind. Aus seiner Sicht hat der  erste „ Wertewandel-Schub“ bereits in der Mitte der sechziger Jahre eingesetzt, erzeugt durch die Modernisierungsbewegung und hätte, grob gesagt, eine Verschiebung der Wertprioritäten von „Pflicht- und Akzeptanzwerten zu Selbstentfaltungswerten“ verursacht.

In dieser Entwicklung sieht Klages viele positive Merkmale.  So soll zum Beispiel die Bereitschaft zum  freiwilligen ehrenamtlichen Engagement größer geworden  sowie das Ausmaß des politischen Interesses  stark angestiegen sein.
 

Doch Klages beobachtet auch noch eine andere Verlagerung, die ich als viel wichtiger erachte: „An die Stelle einer bedingungslosen Hingabe an die soziale Aufgabe unter Verzicht auf die Befriedigung eigener Bedürfnisse und Interessen (...) ist heute bei vielen Menschen gerade umgekehrt der Wunsch nach einem Engagement getreten, das eigene Bedürfnisse nach interessanten Erfahrungen und Erlebnissen befriedigt (...)“.  Das Einsetzen eigener Fähigkeiten, Interessen und Kenntnisse, der Wunsch nach Spontaneität und Flexibilität, Zwanglosigkeit und mehr Mitsprache sei wichtiger geworden.
 

Zusammenfassend wäre zu sagen, dass „ein verstärktes Bedürfnis, Subjekt des eigenen Handelns zu sein“ charakteristisch für diese Verlagerung ist.
 

So muss man bemerken, dass  nicht nur der Grad der Handlungsbereitschaft, was ja den Ergebnissen von Klages nach zum Positiven hin geschehen wäre, eine Änderung erfahren hat, sondern auch die dahinter verborgenen Motive  sich mit dem Wandel der „Umwelt“ änderten.

So wird in Hirschers Wertewandelanalysen von einem Anstieg der „selbstbezogenen“ Werte gesprochen und einer Abnahme der „gemeinschaftsbezogenen“ Werte „in den Hierarchien der Individuen“.
 

An dieser Stelle wird deutlich, dass mit der Zunahme der Pluralisierung der Werte, mit der wir es zu tun haben, und einer stärkeren Betonung der individuellen Bedürfnisse und eigener Vorstellungen, indem die eigenen Ziele also Priorität haben, die Vorgaben des Staates, sobald sie keine Identifikation ermöglichen, an Bedeutung verlieren. 

Es wäre also zu sagen, dass ein politisches Interesse sehr wohl vorhanden ist, wie auch die Bereitschaft zur politischen Partizipation, dass sich diese jedoch mit der Veränderung der Handlungsmotive in formellen Strukturen nicht beziehungsweise immer weniger  manifestiert, wie es zum Beispiel durch „langfristige Lockerungen der Parteibindungen“ 
 sichtbar wird, sondern sich auf informellen Wegen Verwirklichungsmöglichkeiten sucht.

 Es bliebe zu hinterfragen warum und mit dieser Frage möchte ich zum anderen Teil der Arbeit überleiten, der sich mit den formellen Strukturen, damit mit den  Wertverwirklichungsmöglichkeiten auseinandersetzt. 

B. Wertverwirklichungsmöglichkeiten

Wie im ersten Abschnitt bereits gesagt, veranlassten der Wirtschaftsboom, die anhaltende Prosperität und „Sicherheit“, der Verlust des gesellschaftlichen Milieus  im Zuge der Ausdifferenzierung gesellschaftlicher Interessen, das das Leben der Menschen einst bestimmte, die Wiedervereinigung durch wirtschaftliche Integration sowie Integration des ostdeutschen Wertehaushaltes mittels Einbindung der neuen Länder ins politische System der Bundesrepublik und natürlich die Globalisierung mit der Veränderung der Wettbewerbslage und Erweiterung des gesellschaftlichen „Werthorizontes“ einen Wandel zur mehr und mehr individualisierten Gesellschaft, zusammenfassend gesagt. 

Mit der Änderung der Wertprioritäten  innerhalb der Bevölkerung wie auch der Verschärfung des wirtschaftlichen Wettbewerbs aufgrund der Internationalisierung einerseits und aufgrund der finanziellen Belastung durch die Einheit andererseits stehen Institutionen und politische  Eliten ebenfalls vor einer neuen Situation. Um dieses zu erläutern, werde ich versuchen die oberen Kapitel aus der Sicht der Institutionen und Eliten noch einmal zu erläutern, um das Kapitel mit dem Thema der Legitimitätsbeschaffung abzuschließen, in der Hoffnung ein verständliches Szenario zu zeichnen, dass das Ausmaß  beziehungsweise die Problematik in der Diskrepanz zwischen Wertverwirklichungsbedürfnissen und Verwirklichungsmöglichkeiten einigermaßen verständlich macht.

1. Das Ende des Kalten Krieges

Für die politischen Parteien und ihre Eliten, womit die Parteispitzen gemeint sind, bedeutete das Ende des Kalten Krieges einen Verlust ihres  Orientierungsrasters.  Die Zugehörigkeit zu bestimmten Parteien beziehungsweise die Identifikation mit einer bestimmten Gemeinschaft, sowie viele Antworten auf vorhandene Probleme ergaben sich aus entgegengesetzten Ideologien. Mit dem Ende der „roten Bedrohung“  für die Demokratie sind viele Parteien, Verbände und Vereinigungen zusammenhangslos geworden und haben mit einem „Verlust ihres angestammten Milieus“ zu kämpfen. Jetzt wo die „Kataloge der Nachkriegsaufgaben“ erschöpft sind, besteht ein Bedarf der Neuorientierung, der Schaffung neuer Identifikationsmuster, mit deren Bildung die politischen Eliten durch das Fehlen des Kulturkampfes  Probleme haben. „Aus kulturellen Gestaltungseliten sind machtorientierte Verwaltungstechnokraten geworden“, erklärt so Werner Weidenfeld
 

2.  Nationalpolitik  und Globalisierungsdruck

Globalisierung bedeutet nicht nur Pluralisierung der Werte sondern auch veränderte Konkurrenzbedingungen für den Staat. Aufgrund kostengünstiger Produktionsmöglichkeiten, Steuererleichterungen oder billiger Fachkräfte wandern die Unternehmen ins Ausland ab und lassen wiederum Lücken in den Steuereinnahmen und auf dem Arbeitsmarkt entstehen, wenn sie nicht rationalisieren, was ebenfalls Arbeitsplätze kostet.  Zusätzlich kristallisiert sich im Rahmen der Globalisierung  so etwas wie eine internationale Arbeitsteilung heraus. Während die weniger entwickelten Länder standardisierte Industrieabläufe übernehmen, konzentrieren sich die „entwickelten“ Länder eher auf komplizierte und kapitalintensive Prozesse, wie zum Beispiel auf die High-Tech-Industrie. Es besteht eine bestimmte Nachfrage nach hochqualifiziertem Personal, die nicht genügend befriedigt wird auf dem deutschen Arbeitsmarkt, wie in der vor kurzem noch aktuellen Green-Card-Diskussion deutlich wurde
 und auf einen großen Bedarf an einer schnelleren Transformation verwies. Um den Standort Deutschland so attraktiv wie möglich zu machen, das heißt um wettbewerbsfähig zu bleiben, ist eine Reduzierung des Sozialstaates von Nöten, der „Kostenexplosionen“ und eine „Lähmung der schöpferischen Kräfte in der Gesellschaft“ verursacht, wie Dettling es ausdrückt.
, sowie eine „Flexibilisierung beziehungsweise Deregulierung der Arbeitswelt“.
 

Das Dilemma wird deutlich : Um weiterhin als Wirtschaftsstandort attraktiv zu bleiben, um Arbeits- und Ausbildungsplätze dauerhaft garantieren zu können, deren Mangel sich zweifellos auf die politische Stimmung der Bevölkerung und somit auf  das Vertrauen in die Institutionen auswirkt, muss umstrukturiert werden, was wiederum ohne den Zuspruch der Bürger, dessen Ausbleiben mit einem Mangel an Aufklärung durch  Eliten  zusammenhängt, auf eine Legitimitätskrise hinausläuft.  

Der Nationalstaat ist angesichts der Globalisierung nicht mehr in der Lage willkürliche politische Strategien durchzusetzen und auf alle Probleme eine Antwort zu geben. Es wird vom Verlust des „politischen Adressaten“ gesprochen.
  Weder spiegeln die nationalen politischen Institutionen die aktuellen Wertmuster wider, noch können sie sich von einer wirtschaftlichen Interdependenz in der wirtschaftlichen Verflechtung der Nationen freisprechen.

3.  Distanz durch Bürokratie 

Den heute immer mehr zur Geltung kommenden Wunsch der Bürger nach mehr Spontaneität und Flexibilität, nach Zwanglosigkeit und mehr Mitsprache habe ich bereits angesprochen (hier S. 10). Dass Institutionen bestimmte Handlungsmöglichkeiten ausgrenzen, den Bürger mit jedem seiner Schritte mit Normenvorgaben, Regelungen und langen Verwaltungsprozessen bis zur Entscheidungsfindung konfrontieren, wird aus der Definition deutlich ( hier S. 4 ).

Es liegt klar auf der Hand, dass die stark hierarchischen bürokratischen Strukturen, die sich sowohl beim Fällen von Entscheidungen als auch bei deren Umsetzung bemerkbar machen,  nicht mit den durch den Wertewandel geschaffenen Bedürfnissen zusammenpassen. 

„Aufgrund ihres akkumulierten Sachverstandes bereiten sie ( die staatlichen Verwaltungen ) die Entscheidungen der Regierung in einer Weise vor, dass man von einer ‚Herrschaft der Bürokratie’ sprechen kann.“, schreibt zum Beispiel Werner Bruns.
 

Die Unüberschaubarkeit  politischer Prozesse entfremdet den Bürger vom Staat, da er weder seine persönlichen Bedürfnisse  verwirklicht sieht noch Hoffnung hegt sich spürbar an der politischen Entscheidungsfindung beteiligen zu können, weshalb der Bürokratie oft der Vorwurf der „Inflexibilität, Behinderung von Kreativität und Verzerrung von Informationen auf ihrem Weg durch die Hierarchie“ gemacht wird.
     

 4. Kritik an der Legitimitätsbeschaffung

Um letztlich auf die Kritik an der Legitimitätsbeschaffung zu kommen, möchte ich noch einmal die „Revolution der steigenden Erwartungen“ (hier S. 6 ) ansprechen, da sich darüber am besten eine Fehlentwicklung im Verhältnis zwischen Bürger und Staat beziehungsweise Fehlmotivation innerhalb der politischen Eliten demonstrieren lässt. 

In der ersten Hälfte meiner Arbeit habe ich geschrieben, dass langanhaltende Prosperität und Sicherheit im Sinne des Fehlens von Kriegserfahrungen aber auch im Sinne eines stark ausgebauten Sozialnetzes nach Klages statt zu einer Bedürfnissättigung zu einer Gewöhnung führen kann. Die veränderten Lebensumstände tragen dazu bei „den menschlichen Horizont auszuweiten“, an den der Maßstab, an dem wir unsere Wünsche messen, entsprechend angepasst wird.
 

Die Kritik an den Eliten besteht in diesem Zusammenhang darin, dass sie im Kampf um Wählerstimmen die Erwartungshaltung der Bevölkerung dazu nutzten und nutzen, um zum Beispiel mit Sozialstaatangeboten Politik zu machen. Wo früher der Kampf um die politische Macht ein ideologischer war, hatte er sich zu einer „Überbietungskonkurrenz“ und einem Wettlauf in die „Anspruchsfalle“ hochgeschaukelt.
  Um sich Legitimität für die Regierungsübernahme beziehungsweise –inhabe zu verschaffen, werden kaum einlösbare Versprechen vor den Wahlen gemacht und Wahlbetrug wiederum nach den Wahlen von den Verliererparteien den Gewinnern vorgeworfen, was Klages als gegenseitige „Vertrauensvernichtungsspiele“ benennt. 
  Das gleiche betrifft die Thematik der Wende oder die des Globalisierungsdrucks. Aus Angst Wählerstimmen  zu verlieren oder erst gar keine neuen Wechselwählerstimmen zu angeln, verweigern politische Eliten „eine klare Beschreibung  der zukünftigen Probleme“, wie Dettling sagt
  und vor allen Dingen auch der  gegenwärtigen, wie ich meine. Die Unterstützung der Erwartungshaltung durch überzogene Versprechen, was mit dem Fall der Mauer sowohl den West- als auch Ostdeutschen gegenüber der Fall war und sich mit dem Anstieg der Arbeitslosigkeit als „heiße Luft“ entpuppte, das Verschweigen akuter Probleme wie des Globalisierungsdrucks und der tatsächlichen Handlungsmöglichkeiten des Staates führt zu nichts anderem als zu einer Verzerrung der Realität im Auge des Betrachters, also des Bürgers, der sich in Anbetracht der tatsächlichen politischen Resultate und Alternativen hintergangen führt.  „Mangel an Zivilcourage und Wahrhaftigkeit“ 
  oder „Eigeninteresse an Macht, Posten und Geld“
  

sind dann die zweifelhaften Motive der Politiker, die benannt werden, während das vorhandene politische Interesse des Bürgers, dass sich eher in Bürgerinitiativen auszudrücken versucht, entweder verkannt oder ungewollt ist, am wahrscheinlichsten jedoch beides.

IV. Resümee und Fazit

Mit der Betrachtung der Entstehung von Wertverwirklichungsbedürfnissen beginnend bis hin zu ihrer tatsächlichen Ausprägung und mit ihrer Gegenüberstellung mit den Problemen auf staatlicher Seite, die Interdependenz der einzelnen Faktoren berücksichtigend, wird klar, dass es sich, wenn wir heute vom politischen Bürgerengagement sprechen, nicht um eine reine Politikverdrossenheit handelt. Es handelt sich anscheinend vielmehr um eine Missentwicklung im Verhältnis von Bürger und Staat, eine Verzerrung in der Wahrnehmung der Wirklichkeit sowohl seitens der Bürger als auch seitens der politischen Eliten, basierend auf einem Missverständnis der allgemeinen und damit auch der eigenen Situation. 

Wenn wir den Wertewandel als eine Anpassung an die heutige sich stets schneller verändernde und damit dynamische „Umwelt“ betrachten, also als eine partielle, da mit Sicherheit nicht einzige, Wirkung einer viel größeren und komplexeren Ursache, wird deutlich, dass eine Bekämpfung oder Diffamierung des Wandels umsonst ist, wenn sie nicht zum Gegenteil des Beabsichtigten führt, nämlich zur Verschlechterung des Bürger-Staat-Verhältnisses und nicht zu dessen Lösung.

Da viele Entwicklungen wie zum Beispiel die Globalisierung nicht vom einzelnen Nationalstaat zu lenken sind und der Wertewandel nicht das tatsächliche Problem ist, muss die Lösung auch woanders gesucht werden als in einer Rückkehr zu alten Werten oder in nationalistischen Ansichten. Um eine Abwendung der Bürger von staatlichen Institutionen zu vermeiden und eine Identifikation mit staatlicher Politik zu ermöglichen, bedarf es einerseits der Aufklärung über Handlungsmöglichkeiten und  - einschränkungen  aber andererseits ebenfalls der Beteilungsmöglichkeiten für Bürger, der Flexibilisierung und Vereinfachung von Prozessen und damit einer Verantwortungs- und nicht Schuldzuweisung.
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